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Entschließungsantrag 

der Fraktion DIE GRÜNEN 


zum Gesetzentwurf der Bundesregierung 
- Drucksachen 1 1/6931, 1 1 /7208, 1 1 /7416 - 


Entwurf eines Gesetzes zur Errichtung einer Stiftung 
„Deutsche Stiftung Umwelt“ 


Der Bundestag wolle beschließen: 

Der Deutsche Bundestag fordert die Bundesregierung auf, aus der 
vorgesehenen Kapitalsumme von 2,5 Mrd. DM der Umweltstif- 
tung 2,3 Mrd. DM zur Verfügung zu stellen. Der Differenzbetrag 
von 200 Mio. DM soll als Entschädigung und Ausgleich für einbe- 
haltene Lohnzahlungen für die ehemaligen Zwangsarbeiterinnen 
und Zwangsarbeiter der Hermann-Göring-Werke zur Verfügung 
gestellt werden. Die Salzgitter AG als Rechtsnachfolger der Her- 
mann-Göring-Werke hat sich bislang erfolgreich ihrer morali- 
schen Verpflichtung entzogen, diese Zahlungen vorzunehmen. Es 
gibt weder einen politischen noch einen rechtlichen Grund, der 
den Deutschen Bundestag und die Bundesregierung hindern 
könnte, entsprechend dieser historischen Pflicht zu handeln. Die 
Zahlungen sind auf Antrag direkt an die ehemaligen Zwangs- 
arbeiterinnen und Zwangsarbeiter vorzunehmen. Sollte eine Stif- 
tung des Bundes oder eine privatrechtliche Stiftung der deutschen 
Industrie zum Zwecke einer Entschädigung der ehemaligen 
Zwangsarbeiter unter dem NS-Regime noch im Jahre 1990 einge- 
richtet werden, kann der vorgesehene Betrag auch dieser Stiftung 
zum Zwecke der Verteilung der Mittel zur Verfügung gestellt 
werden. 

Bonn, den 20. Juni 1990 

Hoss, Frau Schoppe, Frau Dr. Vollmer und Fraktion 
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